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Vorwort 
Vorwort Vorwort 

Die Gesundheitsbranche ist der Wachstumsmarkt Nr. 1. Sie ist in vielen Volkswirt-
schaften der größte Sektor und verzeichnet zweistellige Zuwachsraten. Alleine in 
Deutschland umfasst das Umsatzvolumen mittlerweile über 275 Milliarden Euro, 
und mehr als 4 Millionen Angehörige unterschiedlicher Gesundheitsberufe arbeiten 
in ca. 200.000 Gesundheitseinrichtungen. 

Die Mitarbeiter im Gesundheitswesen müssen nicht nur eine hohe Qualität der 
Leistung am Patienten sicherstellen, sondern mit ihrer Klinik oder Praxis möglichst 
auch wirtschaftlich erfolgreiche Ergebnisse erzielen. Sie sehen sich dabei vielfälti-
gen rechtlichen Anforderungen gegenüber, die über das herkömmliche Arzt- und 
Medizinrecht hinausgehen. 

Da beispielsweise bereits jede ärztliche Niederlassung mit der Führung eines 
Praxisbetriebs verbunden ist, gewinnt die Betriebsführung bei der Vielzahl an Arzt-
praxen, Zahnarztpraxen, Pflegeeinrichtungen, heilpraktische Einrichtungen, Kran-
kenhäusern, Großkliniken, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, Sanatorien 
und Kurheimen, Pflege- und Krankenheimen bzw. -stationen, Medizinischen Ver-
sorgungszentren, Praxen der Heilpraktiker und der physikalischen Therapie zu-
nehmend an Bedeutung.  

Medizin- und Arztrechtssammlungen bzw. -kommentare decken nur einen Teil 
rechtlicher Sachverhalte im betrieblichen Geschehen von Gesundheitseinrichtungen 
ab. Die Betriebsführung von Gesundheitsbetrieben umfasst jedoch über die rein 
medizinischen, pflegerischen Funktionen hinaus auch etwa die rechtlichen Aspekte 
des Einsatzes von Gesundheitspersonal, der Anwendung medizin-technischer Be-
triebsmittel, der Finanzierung oder auch des Rechnungswesens.  

Die vorliegende Sammlung fasst mit ihren Erläuterungen über 100 für die Be-
triebsführung eines Gesundheitsbetriebs wichtigen Bundesgesetze und -verordnun- 
gen zusammen und dient damit für alle Angehörigen des Gesundheitswesens als 
kompaktes Nachschlagewerk. Für einen möglichst praktikablen Einsatz ist es fol-
gendermaßen aufgebaut: 
– Anhand des umfangreichen Stichwortverzeichnisses mit mehr als 1.500 Stich-

worten lässt sich zu einem gesuchten Thema schnell die jeweilige Rechtsgrund-
lage finden. 

– Die Übersichten, die jeweils zu Beginn den einzelnen Gesetzen und Verordnun-
gen eingefügt sind, ermöglichen einen raschen Überblick über deren Inhalte. 

– Die wichtigsten Inhalte werden anschließend zusammenfassend dargestellt und 
sind mit den jeweiligen Fundstellen versehen. 

– Die angegebenen Fundstellen ermöglichen eine gezielte Volltextrecherche, bei-
spielsweise im Internet. 

 
Mehr als 150 Beispiele belegen die Relevanz der aufgeführten Rechtsgrundlagen für 
die Betriebsführung im Gesundheitswesen. 
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Die vorliegende Zusammenstellung stellt keinen Kommentar, sondern eine aus-
zugsweise Sammlung einschlägiger Bundesgesetze und -verordnungen dar. Die Ge-
setzes- und Verordnungstexte sind nicht vollständig abgedruckt, sondern nur aus-
zugsweise und zusammenfassend wiedergegeben. Sie stellen daher auch keine 
amtliche Fassung dar, die der Papierausgabe des Bundesgesetzblattes zu entneh-
men ist. Zugunsten der Lesbarkeit wurde auf die Zitierweise mit Anführungsstrichen 
verzichtet. Stattdessen wird allgemein darauf hingewiesen, dass der Text der jeweils 
angegebenen Fundstelle aus dem aufgeführten Gesetz bzw. der Verordnung wei-
testgehend unverändert übernommen wurde. 
 
Erding, im Juli 2013 
 
Dr. Andreas Frodl 
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1.1 Heilmittelwerbegesetz (HWG)  1 

 

1. Gesundheitsrechtliche Rahmenbedingungen 
(Allgemeines Gesundheitsrecht, Recht der  
Kranken- und Pflegeversicherung) 

1. Gesundheitsrechtliche Rahmenbedingungen 
1.1 Heilmittelwerbegesetz (HWG) 

1.1 Heilmittelwerbegesetz (HWG) 
1.1.1 Übersicht über die Regelungen des HWG 

 
Medizinische Leistungsangebote und Produkte eines Gesundheitsbetriebs können 
unter Beachtung des Berufsrechts und des Gesetzes über die Werbung auf dem Ge-
biete des Heilwesens (Heilmittelwerbegesetz, HWG) in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 19. Oktober 1994 (BGBl I S. 3068), zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 19. Oktober 2012 (BGBl I S. 2192) geändert, umfassend dargestellt werden, wo-
bei in den Marketingaktivitäten durch den Gesundheitsbetrieb stets der zu kommu-
nizierende Nutzen für den Patienten im Vordergrund stehen sollte.  

 
Beispiel: Ein Arzneimittelvertreter bietet einem Praxisinhaber eine Zuwendung in Form einer 
Sachleistung an. Es ist unter anderem dabei zu prüfen, ob es sich nach § 7 HWG um einen Gegen-
stand von geringem Wert handelt. 
 

Tabelle 1 gibt einen Überblick über die Inhalte des HWG. 
 
 

Tab. 1: Heilmittelwerbegesetz (HWG) 
 
Fundstelle Inhalt 

§ 1 Anwendungsbereich  

§ 2 Fachkreise 

§ 3 Irreführende Werbung 

§ 3a Arzneimittel mit Zulassungspflicht 

§ 4 Mindestangaben für Arzneimittelwerbung 

§ 4a Packungsbeilagen und Verordnungsfähigkeit 

§ 5 Homöopathische Arzneimittel 

§ 6 Gutachten, Zeugnisse, Wissenschaftliche Veröffentlichungen, Fachliteratur 

§ 7  Zuwendungen und Werbeabgaben 

§ 8  Teleshopping und Einzeleinfuhr 

§ 9 Fernbehandlung 

§ 10 Verschreibungspflichtige Arzneimittel; Arzneimittel mit psychotropen  
Wirkstoffen  



2  1. Gesundheitsrechtliche Rahmenbedingungen 

 

Fundstelle Inhalt 

§ 11 Werbung außerhalb der Fachkreise 

§ 12 Aufgeführte Krankheiten 

§ 13 Unternehmenssitz außerhalb des Geltungsbereich des HWG 

§ 14 Straftaten 

§ 15 Ordnungswidrigkeiten 

§ 16 Einziehung von Werbematerial 

§ 17 Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 

 
 

1.1.2 Anwendungsbereich, Definition von Fachkreisen und irreführender Werbung 
im Heilmittelbereich 

 
Der Anwendungsbereich des Heilmittelwerbegesetzes bezieht sich nach § 1 HWG 
hauptsächlich auf Arzneimittel im Sinne des Arzneimittelgesetzes (AMG), Medizin-
produkte im Sinne des Medizinproduktegesetzes (MPG) sowie andere Mittel, Verfah-
ren, Behandlungen und Gegenstände, soweit sich die Werbeaussage auf die Erken-
nung, Beseitigung oder Linderung von Krankheiten, Leiden, Körperschäden oder 
krankhaften Beschwerden bei Mensch oder Tier bezieht. 

 
Nach § 1 HWG findet das Gesetz beispielsweise keine Anwendung auf die Werbung für Gegen-
stände zur Verhütung von Unfallschäden, beim elektronischen Handel mit Arzneimitteln auf das 
Bestellformular und die dort aufgeführten Angaben, soweit diese für eine ordnungsgemäße Be-
stellung notwendig sind, oder auf Verkaufskataloge und Preislisten für Arzneimittel, wenn die 
Verkaufskataloge und Preislisten keine Angaben enthalten, die über die zur Bestimmung des je-
weiligen Arzneimittels notwendigen Angaben hinausgehen. 
 

Als Fachkreise werden nach § 2 HWG Angehörige der Heilberufe oder des Heilge-
werbes, Einrichtungen, die der Gesundheit von Mensch oder Tier dienen, oder sons-
tige Personen bezeichnet, soweit sie mit Arzneimitteln, Medizinprodukten, Verfah-
ren, Behandlungen, Gegenständen oder anderen Mitteln erlaubterweise Handel 
treiben oder sie in Ausübung ihres Berufes anwenden. 

Nach § 3 HWG liegt unzulässige, Irreführende Werbung unter anderem dann 
vor, wenn 
– Arzneimitteln, Medizinprodukten, Verfahren, Behandlungen, Gegenständen 

oder anderen Mitteln eine therapeutische Wirksamkeit oder Wirkungen beige-
legt werden, die sie nicht haben, 

– fälschlich der Eindruck erweckt wird, dass ein Erfolg mit Sicherheit erwartet 
werden kann, bei bestimmungsgemäßem oder längerem Gebrauch keine schäd-
lichen Wirkungen eintreten, die Werbung nicht zu Zwecken des Wettbewerbs 
veranstaltet wird, oder 
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– unwahre oder zur Täuschung geeignete Angaben über die Zusammensetzung 
oder Beschaffenheit von Arzneimitteln, Medizinprodukten, Gegenständen oder 
anderen Mitteln oder über die Art und Weise der Verfahren oder Behandlungen 
oder über die Person, Vorbildung, Befähigung oder Erfolge des Herstellers, Er-
finders oder der für sie tätigen oder tätig gewesenen Personen gemacht werden. 

 
Unzulässig ist auch Werbung für Arzneimittel, die der Zulassungspflicht unterliegen 
und die nicht nach den arzneimittelrechtlichen Vorschriften zugelassen sind oder 
als zugelassen gelten (§ 3a HWG).  

 
 

1.1.3 Einzelne Werbeeinschränkungen und -verbote 
 

Mindestangaben für Arzneimittel sind nach § 4 HWG beispielsweise Name oder 
Firma und Sitz des pharmazeutischen Unternehmers, Arzneimittelbezeichnung, 
dessen Zusammensetzung, Anwendungsgebiete, Gegenanzeigen und Nebenwir-
kungen, gegebenenfalls Warnhinweise für Behältnisse und äußere Umhüllungen 
sowie bei Arzneimitteln, die nur auf Verschreibung abgegeben werden dürfen, der 
entsprechende Hinweis. Bei der Werbung außerhalb von Fachkreisen ist ferner der 
Text „Zu Risiken und Nebenwirkungen lesen Sie die Packungsbeilage und fragen Sie 
Ihren Arzt oder Apotheker“ gut lesbar und von den übrigen Werbeaussagen deutlich 
abgesetzt und abgegrenzt anzugeben. 

Es ist unzulässig zu werben 
– in der Packungsbeilage für andere Mittel bzw. Arzneimittel, 
– außerhalb der Fachkreise für die im Rahmen der vertragsärztlichen Versorgung 

bestehende Verordnungsfähigkeit eines Arzneimittels (§ 4a HWG), 
– für homöopathische Arzneimittel, die nach dem Arzneimittelgesetz registriert 

oder davon freigestellt sind, mit der Angabe von Anwendungsgebieten (§ 5 
HWG), 

– wenn Gutachten oder Zeugnisse veröffentlicht oder erwähnt werden, die nicht 
von wissenschaftlich oder fachlich hierzu berufenen Personen erstattet worden 
sind und nicht die Angabe des Namens, Berufes und Wohnortes der Person, die 
das Gutachten erstellt oder das Zeugnis ausgestellt hat, sowie den Zeitpunkt der 
Ausstellung des Gutachtens oder Zeugnisses enthalten, 

– wenn auf wissenschaftliche, fachliche oder sonstige Veröffentlichungen Be-
zug genommen wird, ohne dass aus der Werbung hervorgeht, ob die Veröffent-
lichung das Arzneimittel, das Verfahren, die Behandlung, den Gegenstand oder 
ein anderes Mittel selbst betrifft, für die geworben wird, und ohne dass der 
Name des Verfassers, der Zeitpunkt der Veröffentlichung und die Fundstelle 
genannt werden, 

– wenn aus der Fachliteratur entnommene Zitate, Tabellen oder sonstige Darstel-
lungen nicht wortgetreu übernommen werden (§ 6 HWG), 
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– für den Bezug von Arzneimittel im Wege des Teleshopping oder der Einzelein-
fuhr nach dem Arzneimittelgesetz (§ 8 HWG), 

– für die Erkennung oder Behandlung von Krankheiten, Leiden, Körperschäden 
oder krankhaften Beschwerden, die auf Fernbehandlung und nicht auf eigener 
Wahrnehmung an dem zu Behandelnden beruht (§ 9 HWG). 
 
Nach § 7 HWG ist die Annahme von Zuwendungen als Angehöriger der Fachkreise beispielsweise 
dann zulässig, wenn es sich bei den Zuwendungen oder Werbegaben um Gegenstände von gerin-
gem Wert, die durch eine dauerhafte und deutlich sichtbare Bezeichnung des Werbenden oder des 
beworbenen Produktes oder beider gekennzeichnet sind, oder die Zuwendungen oder Werbega-
ben in der Erteilung von Auskünften oder Ratschlägen bestehen. Werbegaben für Angehörige der 
Heilberufe sind nur dann zulässig, wenn sie zur Verwendung in der ärztlichen, tierärztlichen oder 
pharmazeutischen Praxis bestimmt sind.  
 

Für Verschreibungspflichtige Arzneimittel darf nach § 10 HWG nur bei Ärzten, 
Zahnärzten, Tierärzten, Apothekern und Personen, die mit diesen Arzneimitteln er-
laubterweise Handel treiben, geworben werden. 

Außerhalb der Fachkreise darf nicht geworben werden 
– für Arzneimittel, die psychotrope Wirkstoffe mit der Gefahr der Abhängigkeit 

enthalten und die dazu bestimmt sind, bei Menschen die Schlaflosigkeit oder 
psychische Störungen zu beseitigen oder die Stimmungslage zu beeinflussen 
(§ 10 HWG) und  

– für Arzneimittel, Verfahren, Behandlungen, Gegenstände oder andere Mittel 
unter anderem 
– mit der Wiedergabe von Krankengeschichten sowie mit Hinweisen darauf, 

wenn diese in missbräuchlicher, abstoßender oder irreführender Weise er-
folgt, 

– mit Werbeaussagen, die nahe legen, dass die Gesundheit durch die Nicht-
verwendung des Arzneimittels beeinträchtigt oder durch die Verwendung 
verbessert werden könnte,  

– mit Werbemaßnahmen, die sich ausschließlich oder überwiegend an Kinder 
unter 14 Jahren richten, 

– durch die Abgabe von Arzneimitteln, deren Muster oder Proben oder durch 
Gutscheine dafür (§ 11 HWG). 

 
Nach § 12 HWG darf sich außerhalb der Fachkreise die Werbung für Arzneimittel und Medizin-
produkte nicht auf die Erkennung, Verhütung, Beseitigung oder Linderung beispielsweise von 
nach dem Infektionsschutzgesetz meldepflichtige Krankheiten, Suchtkrankheiten, ausgenommen 
Nikotinabhängigkeit, oder krankhafte Komplikationen der Schwangerschaft, der Entbindung und 
des Wochenbetts beziehen. 
 

Zuwiderhandlungen gegen das Verbot der irreführenden Werbung werden mit Frei-
heitsstrafen oder Geldstrafe bestraft (§ 14 HWG). 
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1.2 Sozialgesetzbuch (SGB) – Fünftes Buch (V):  
Gesetzliche Krankenversicherung 

1.2 Sozialgesetzbuch (SGB) – Fünftes Buch (V): Gesetzliche Krankenversicherung 
1.2.1 Übersicht über die Regelungen des SGB V 

 
Nach § 1 Sozialgesetzbuch (SGB) – Fünftes Buch (V) über die Gesetzliche Kranken-
versicherung (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl I S. 2477, 2482), 
zuletzt durch Artikel 4 Absatz 3 des Gesetzes vom 20. April 2013 (BGBl I S. 868) ge-
ändert, hat diese als Solidargemeinschaft die Aufgabe, die Gesundheit der Versi-
cherten zu erhalten, wiederherzustellen oder ihren Gesundheitszustand zu bessern. 
Dazu enthält das SGB V Regelungen über den versicherten Personenkreis, die Leis-
tungen der Krankenversicherung und ihre Finanzierung, die Beziehungen der Kran-
kenkassen zu den Leistungserbringern, die Organisation der Krankenkassen, ihrer 
Verbände und des Medizinischen Dienstes sowie über den Umgang mit den Versi-
cherungs- und Leistungsdaten. 

 
Beispiel: Ein Krankenversicherter beantragt bei seiner Krankenkasse eine Auskunft über die von 
ihm in Anspruch genommenen Leistungen und deren Kosten. Nach § 305 SGB V muss ihm die 
Krankenkasse diese über einem Zeitraum von mindestens 18 Monaten vor der Antragstellung er-
teilen. 
 

Tabelle 2 gibt einen Überblick über die Inhalte des SGB V. 
 
 

Tab. 2: Sozialgesetzbuch (SGB) – Fünftes Buch (V):  
Gesetzliche Krankenversicherung 

 
Kapitel Abschnitt Titel Inhalt 

1 Allgemeine Vorschriften 

Versicherter Personenkreis 

1 Versicherung kraft Gesetzes 

2 Versicherungsberechtigung 

2 

3 Versicherung der Familienangehörigen 

Leistungen der Krankenversicherung 

1 Übersicht über die Leistungen 

2 Gemeinsame Vorschriften 

3 Leistungen zur Verhütung von Krankheiten, betriebliche Gesundheits-
förderung und Prävention arbeitsbedingter Gesundheitsgefahren, 
Förderung der Selbsthilfe 

3 

4 Leistungen zur Früherkennung von Krankheiten  
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Kapitel Abschnitt Titel Inhalt 

Leistungen bei Krankheit 

1 Krankenbehandlung 

2 Krankengeld 

5 

3 Leistungsbeschränkungen 

6 Selbstbehalt, Beitragsrückzahlung 

7 Zahnersatz 

8 Fahrkosten 

9 Zuzahlungen, Belastungsgrenze 

 

10 Weiterentwicklung der Versorgung 

Beziehungen der Krankenkassen zu den Leistungserbringern 

1 Allgemeine Grundsätze 

Beziehungen zu Ärzten, Zahnärzten und Psychotherapeuten 

1 Sicherstellung der vertragsärztlichen und vertragszahnärzt-
lichen Versorgung 

2 Kassenärztliche und Kassenzahnärztliche Vereinigungen 

3 Verträge auf Bundes- und Landesebene 

4 Bundesleistungsverzeichnis, Vergütungen 

5 Schiedswesen 

6 Landesausschüsse und Gemeinsamer Bundesausschuss 

7 Voraussetzungen und Formen der Teilnahme von Ärzten und 
Zahnärzten an der Versorgung 

8 Bedarfsplanung, Unterversorgung, Überversorgung 

2 

9 Wirtschaftlichkeits- und Abrechnungsprüfung 

3 Beziehungen zu Krankenhäusern und anderen Einrichtungen 

4 Beziehungen zu Krankenhäusern und Vertragsärzten 

5 Beziehungen zu Leistungserbringern von Heilmitteln 

6 Beziehungen zu Leistungserbringern von Hilfsmitteln 

7 Beziehungen zu Apotheken und pharmazeutischen Unternehmern 

8 Beziehungen zu sonstigen Leistungserbringern 

9 Sicherung der Qualität der Leistungserbringung 

10 Eigeneinrichtungen der Krankenkassen 

11 Beziehungen zu Leistungserbringern in der integrierten Versorgung 

4 

12 Beziehungen zu Leistungserbringern in Staaten, in denen die Verord-
nung (EWG) Nr. 1408/71 anzuwenden ist  
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Kapitel Abschnitt Titel Inhalt 

 13 Beteiligung von Patientinnen und Patienten, Beauftragte oder Beauf-
tragter der Bundesregierung für die Belange der Patientinnen und  
Patienten 

5 Sachverständigenrat zur Begutachtung der Entwicklung im Gesundheitswesen 

Organisation der Krankenkassen 

Arten der Krankenkassen 

1 Ortskrankenkassen 

2 Betriebskrankenkassen 

3 Innungskrankenkassen 

4 (weggefallen) 

5 Landwirtschaftliche Krankenkasse 

6 Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See 

7 Ersatzkassen 

1 

8 Kassenartenübergreifende Regelungen 

2 Wahlrechte der Mitglieder 

Mitgliedschaft und Verfassung 

1 Mitgliedschaft 

3 

2 Satzung, Organe 

6 

4 Meldungen 

7 Verbände der Krankenkassen 

Finanzierung 

Beiträge 

1 Aufbringung der Mittel 

2 Beitragspflichtige Einnahmen der Mitglieder 

3 Beitragssätze, Zusatzbeitrag 

4 Tragung der Beiträge 

1 

5 Zahlung der Beiträge 

2 Beitragszuschüsse 

3 Verwendung und Verwaltung der Mittel 

4 Finanzausgleiche und Zuweisungen aus dem Gesundheitsfonds 

8 

5 Prüfung der Krankenkassen und ihrer Verbände 

Medizinischer Dienst der Krankenversicherung 

1 Aufgaben 

9 

2 Organisation  
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Kapitel Abschnitt Titel Inhalt 

Versicherungs- und Leistungsdaten, Datenschutz, Datentransparenz 

Informationsgrundlagen 

1 Grundsätze der Datenverwendung 

1 

2 Informationsgrundlagen der Krankenkassen 

Übermittlung und Aufbereitung von Leistungsdaten, Datentransparenz 

1 Übermittlung von Leistungsdaten 

2 Datentransparenz 

10 

2 

3 Datenlöschung, Auskunftspflicht 

11 Straf- und Bußgeldvorschriften 

12 Überleitungsregelungen aus Anlass der Herstellung der Einheit Deutschlands 

13 Weitere Übergangsvorschriften 

 
 
 

1.2.2 Versicherter Personenkreis und Krankenversicherungsleistungen 
 

Nach § 1 SGB V sind die Versicherten für ihre Gesundheit unter anderem durch eine 
gesundheitsbewusste Lebensführung mitverantwortlich. Die Krankenkassen sind 
nach § 4 SGB V rechtsfähige Körperschaften des öffentlichen Rechts mit Selbst- 
verwaltung und haben den Versicherten dabei durch Aufklärung, Beratung und 
Leistungen zu helfen und nach § 2 SGB V Leistungen unter Beachtung des Wirt-
schaftlichkeitsgebots (§ 12 SGB V) zur Verfügung zu stellen. Diese Leistungen und  
sonstigen Ausgaben der Krankenkassen werden durch Beiträge solidarisch finan-
ziert. Dazu entrichten die Mitglieder und die Arbeitgeber nach § 3 Beiträge SGB V, 
die sich in der Regel nach den beitragspflichtigen Einnahmen der Mitglieder rich-
ten, wobei für versicherte Familienangehörige keine Beiträge erhoben werden. 

Bei der Festlegung des Versicherten Personenkreises wird zwischen Versiche- 
rungspflichtigen (§ 5 SGB V) und Versicherungsfreien (§ 6 SGB V) unterschieden. 

 
Versicherungspflichtig sind nach § 5 SGB V beispielsweise Arbeiter, Angestellte und zu ihrer Be-
rufsausbildung Beschäftigte, die gegen Arbeitsentgelt beschäftigt sind, Personen in der Zeit, für 
die sie Arbeitslosengeld oder Unterhaltsgeld beziehen, Künstler und Publizisten nach näherer Be-
stimmung des Künstlersozialversicherungsgesetzes und andere mehr. Versicherungsfrei sind 
nach § 6 SGB V unter anderen Arbeiter und Angestellte, deren regelmäßiges Jahresarbeitsentgelt 
die Jahresarbeitsentgeltgrenze übersteigt Beamte, Richter, Soldaten auf Zeit sowie Berufssoldaten 
der Bundeswehr und sonstige Beschäftigte des Bundes, eines Landes, eines Gemeindeverbandes, 
einer Gemeinde, von öffentlich-rechtlichen Körperschaften, Anstalten, Stiftungen oder Verbänden 
öffentlich-rechtlicher Körperschaften oder deren Spitzenverbänden, wenn sie nach beamtenrecht-
lichen Vorschriften oder Grundsätzen bei Krankheit Anspruch auf Fortzahlung der Bezüge und auf 
Beihilfe oder Heilfürsorge haben. 
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Versicherungsfreiheit besteht nach § 7 SGB V mit einigen Ausnahmen bei gering-
fügiger Beschäftigung, und nach § 8 SGB V ist eine Befreiung von der Versiche-
rungspflicht unter bestimmten Voraussetzungen vorgesehen. Für eine Freiwillige 
Versicherung sind unter § 9 SGB V Beitrittsmöglichkeiten vorgegeben. 

 
Im Rahmen der Familienversicherung nach § 10 SGB V sind beispielsweise versichert der Ehe- 
gatte, der Lebenspartner und die Kinder von Mitgliedern sowie die Kinder von familienversicher-
ten Kindern, wenn diese Familienangehörigen unter anderem ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inland haben, nicht freiwillig versichert sind und nicht hauptberuflich selbständig 
erwerbstätig sind. 
 

Die Krankenversicherungsleistungen umfassen nach §§ 11 ff SGB V unter anderem 
folgende Leistungsarten: 
– Verhütung von Krankheiten und von deren Verschlimmerung sowie zur Emp-

fängnisverhütung, bei Sterilisation und bei Schwangerschaftsabbruch: Präven-
tion und Selbsthilfe, betriebliche Gesundheitsförderung, Prävention arbeitsbe-
dingter Gesundheitsgefahren, Förderung der Selbsthilfe, primäre Prävention 
durch Schutzimpfungen, Verhütung von Zahnerkrankungen (Gruppenpro-
phylaxe), Verhütung von Zahnerkrankungen (Individualprophylaxe), medizini-
sche Vorsorgeleistungen, medizinische Vorsorge für Mütter und Väter, Emp-
fängnisverhütung, Schwangerschaftsabbruch und Sterilisation etc. (§§ 20 bis 
24b SGB V) 

– Schwangerschaft und Mutterschaft: Ärztliche Betreuung und Hebammenhilfe, 
Versorgung mit Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln, Entbindung, häusli-
che Pflege, Haushaltshilfe, Mutterschaftsgeld etc. (§§ 24c bis 24i SGB V) 

– Früherkennung von Krankheiten: Gesundheitsuntersuchungen, Kinderuntersu-
chung (§§ 25, 26 SGB V) 

– Behandlung einer Krankheit: Krankenbehandlung, künstliche Befruchtung, ärzt-
liche und zahnärztliche Behandlung, kieferorthopädische Behandlung, Arznei- 
und Verbandmittel, Heilmittel, Hilfsmittel, häusliche Krankenpflege, Soziothe-
rapie, spezialisierte ambulante Palliativversorgung, Haushaltshilfe, Kranken-
hausbehandlung, stationäre und ambulante Hospizleistungen, Leistungen zur 
medizinischen Rehabilitation, medizinische Rehabilitation für Mütter und Väter, 
Belastungserprobung und Arbeitstherapie, ergänzende Leistungen zur Rehabili-
tation, nichtärztliche sozialpädiatrische Leistungen, Krankengeld etc. (§§ 27 bis 
52 SGB V). 
 

Zur Inanspruchnahme von Leistungen ist nach § 15 SGB V vor Beginn der Behandlung 
die Krankenversichertenkarte zum Nachweis der Berechtigung auszuhändigen. 

 
Eine Leistungsbeschränkung ist beispielsweise nach § 52 SGB V möglich, wenn sich Versicherte 
eine Krankheit vorsätzlich oder durch eine medizinisch nicht indizierte ästhetische Operation zu-
gezogen haben.  
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Versicherte haben nach § 55 SGB V Anspruch auf befundbezogene Festzuschüsse 
bei einer medizinisch notwendigen Versorgung mit Zahnersatz. Der Gemeinsame 
Bundesausschuss (GBA) bestimmt nach § 56 SGB V in Richtlinien die Befunde, für 
die Festzuschüsse gewährt werden und ordnet diesen prothetische Regelversor-
gungen zu. Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen und die Kassenzahn- 
ärztliche Bundesvereinigung (KZBV) vereinbaren nach § 57 SGB V jeweils bis zum 
30. September eines Kalenderjahres für das Folgejahr die Höhe der Vergütungen für 
die zahnärztlichen Leistungen bei den Regelversorgungen. 

Versicherte haben nach § 60 SGB V Anspruch auf Übernahme der Fahrkosten 
durch die Krankenkasse, wenn sie im Zusammenhang mit einer Leistung der Kran-
kenkasse aus zwingenden medizinischen Gründen notwendig sind, und sie haben 
nach § 61 SGB V während jedes Kalenderjahres nur Zuzahlungen bis zur Belas-
tungsgrenze zu leisten. 

Zur Weiterentwicklung der Versorgung können nach § 63 f SGB V die Kran-
kenkassen und ihre Verbände Modellvorhaben durchführen und vereinbaren. 

 
 

1.2.3 Krankenkassen und Leistungserbringer 
 

Die Rechtsbeziehungen der Krankenkassen zu den Leistungserbringern sind 
nach § 70 f SGB V geprägt durch die Grundsätze der Qualität, Humanität, Wirtschaft-
lichkeit und Beitragsstabilität. So haben sie eine bedarfsgerechte und gleichmäßige, 
dem allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse entsprechende 
Versorgung der Versicherten zu gewährleisten, und sie haben die Vereinbarungen 
über die Vergütungen so zu gestalten, dass Beitragserhöhungen ausgeschlossen 
werden, es sei denn, die notwendige medizinische Versorgung ist auch nach Aus-
schöpfung von Wirtschaftlichkeitsreserven nicht zu gewährleisten. Krankenkassen 
sind beispielsweise 
– Ortskrankenkassen: Sie bestehen für abgegrenzte Regionen (§ 143 SGB V), 
– Betriebskrankenkassen: Können für einen oder mehrere Betriebe errichtet 

werden, wenn in diesen Betrieben regelmäßig mindestens 1.000 Versicherungs-
pflichtige beschäftigt werden und ihre Leistungsfähigkeit auf Dauer gesichert 
ist (§ 147 SGB V), 

– Innungskrankenkassen: Können von Handwerksinnungen für die Handwerks-
betriebe ihrer Mitglieder, die in die Handwerksrolle eingetragen sind, errichtet 
werden, wenn in den Handwerksbetrieben der Mitglieder der Handwerksinnung 
regelmäßig mindestens 1.000 Versicherungspflichtige beschäftigt werden und 
ihre Leistungsfähigkeit auf Dauer gesichert ist (§ 157 SGB V). 

– Ersatzkassen: Am 31. Dezember 1992 bestehende Krankenkassen, bei denen 
Versicherte die Mitgliedschaft bis zum 31. Dezember 1995 durch Ausübung des 
Wahlrechts erlangen können (§ 168 SGB V). 
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Versicherungspflichtige und Versicherungsberechtigte können nach § 173 SGB V 
unter anderem die Ortskrankenkasse des Beschäftigungs- oder Wohnorts, jede Er-
satzkasse, deren Zuständigkeit sich nach der Satzung auf den Beschäftigungs- oder 
Wohnort erstreckt oder eine Betriebs- oder Innungskrankenkasse, wenn die Satzung 
der Betriebs- oder Innungskrankenkasse dies vorsieht, wählen. 

Ihre Mitgliedschaft beginnt nach §§ 186 ff SGB V mit dem Tag ihres Eintritts in 
das Beschäftigungsverhältnis bzw. ihres Beitritts in die Krankenkasse. 

Die Krankenkassenbeiträge werden gemäß § 223 SGB V nach den beitrags-
pflichtigen Einnahmen der Mitglieder bemessen, wobei nach § 226 SGB V bei ver-
sicherungspflichtig Beschäftigten im Wesentlichen das Arbeitsentgelt aus einer ver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung bei der Beitragsbemessung zugrunde gelegt 
wird. 

Die Mittel einer Krankenkasse umfassen nach § 259 SGB V die Betriebsmittel, 
das Verwaltungsvermögen und die Rücklage, die nach § 261 SGB V zur Sicherstel-
lung ihrer Leistungsfähigkeit zu bilden ist. 

Die Krankenkassen erhalten als Zuweisungen zur Deckung ihrer Ausgaben nach 
§ 266 SGB V eine Grundpauschale, alters-, geschlechts- und risikoadjustierte Zu- 
und Abschläge zum Ausgleich der unterschiedlichen Risikostrukturen und Zuwei-
sungen für sonstige Ausgaben aus dem Gesundheitsfonds, in dem das Bundesver-
sicherungsamt als Sondervermögen unter anderem die eingehenden Beiträge ver-
waltet. 

Die vertragsärztliche Versorgung gliedert sich nach § 73 SGB V in die hausärzt-
liche und die fachärztliche Versorgung mit freier Arztwahl (§ 76 SGB V), wobei an 
der hausärztlichen Versorgung beispielsweise Allgemeinärzte, Kinderärzte und In-
ternisten, die sie gewählt haben, teilnehmen, und an der fachärztlichen Versorgung 
die übrigen Fachärzte. 

 
Die vertragsärztliche Versorgung umfasst beispielsweise die ärztliche und zahnärztliche Behand-
lung, Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten, ärztliche Betreuung bei Schwangerschaft 
und Mutterschaft, Verordnung von Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln, Krankentransporten 
sowie Krankenhausbehandlung oder Behandlung in Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen, 
Verordnung von Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und anderes mehr. 
 

Die Kassenärztlichen Vereinigungen und die Kassenärztlichen Bundesvereini-
gung (KBV) haben nach § 75 SGB V für die Sicherstellung der vertragsärztlichen 
Versorgung zu sorgen und den Krankenkassen und ihren Verbänden gegenüber die 
Gewähr dafür zu übernehmen, dass die vertragsärztliche Versorgung den gesetz- 
lichen und vertraglichen Erfordernissen entspricht. Bei ihnen werden nach § 79 
SGB V eine Vertreterversammlung als Selbstverwaltungsorgan sowie ein haupt-
amtlicher Vorstand gebildet. Eine Kassenärztliche Vereinigung (KV) und eine 
Kassenzahnärztliche Vereinigung (KZV) wird nach § 77 SGB V von den Vertrags-
ärzten zur Erfüllung der ihnen übertragenen Versorgungsaufgaben für den Bereich 
jedes Landes gebildet. 
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Die KVen schließen nach § 83 SGB V mit den für ihren Bezirk zuständigen Lan-
desverbänden der Krankenkassen und den Ersatzkassen Gesamtverträge über die 
vertragsärztliche Versorgung der Mitglieder mit Wohnort in ihrem Bezirk. Nach  
§ 84 SGB V treffen sie zur Sicherstellung der vertragsärztlichen Versorgung bis zum 
30. November für das jeweils folgende Kalenderjahr eine Arzneimittelvereinba-
rung. Die Krankenkasse entrichtet nach Maßgabe der Gesamtverträge an die jewei-
lige Kassenärztliche Vereinigung gemäß § 85 SGB V eine Gesamtvergütung für die 
gesamte vertragsärztliche Versorgung. Die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen 
vereinbaren nach § 87 SGB V mit dem Spitzenverband Bund der Krankenkassen ein-
heitliche Bewertungsmaßstäbe für die ärztlichen und die zahnärztlichen Leistun-
gen. Die KV verteilt nach § 87b die vereinbarten Gesamtvergütungen an die Ärzte, 
Psychotherapeuten, medizinischen Versorgungszentren sowie ermächtigten Ein-
richtungen, die an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmen, getrennt für die 
Bereiche der hausärztlichen und der fachärztlichen Versorgung. Kommt ein Vertrag 
über die vertragsärztliche Versorgung ganz oder teilweise nicht zustande, setzt nach 
§ 89 SGB V das Schiedsamt mit der Mehrheit seiner Mitglieder innerhalb von drei 
Monaten den Vertragsinhalt fest. 

Die KVen und die Krankenkassen prüfen nach § 106a SGB V auch die Rechtmä-
ßigkeit und Plausibilität der Abrechnungen in der vertragsärztlichen Versorgung. 

Die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen, die Deutsche Krankenhausgesell-
schaft und der Spitzenverband Bund der Krankenkassen bilden nach § 91 SGB V ei-
nen Gemeinsamen Bundesausschuss (GBA). 

 
Der GBA soll nach § 92 SGB V beispielsweise die zur Sicherung der ärztlichen Versorgung erfor-
derlichen Richtlinien über die Gewährung für eine ausreichende, zweckmäßige und wirtschaftli-
che Versorgung der Versicherten beschließen, wie Richtlinien über die ärztliche Behandlung, 
zahnärztliche Behandlung einschließlich der Versorgung mit Zahnersatz sowie kieferorthopädi-
sche Behandlung, Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten, Einführung neuer Untersu-
chungs- und Behandlungsmethoden, Bedarfsplanung, Qualitätssicherung und anderes mehr. 
 

An der vertragsärztlichen Versorgung nehmen nach § 95 SGB V zugelassene Ärzte 
und zugelassene Medizinische Versorgungszentren (MVZ) sowie ermächtigte Ärz-
te und ermächtigte Einrichtungen teil, wobei sich um die Zulassung als Vertrags-
arzt jeder Arzt bewerben kann, der seine Eintragung in ein Arzt- oder Zahnarztregis-
ter nachweist. 

Nach § 98 SGB V regeln Zulassungsverordnungen das Nähere über die Teil-
nahme an der vertragsärztlichen Versorgung sowie die zu ihrer Sicherstellung er-
forderliche Bedarfsplanung und die Beschränkung von Zulassungen. Liegt eine 
Überversorgung vor, so sind nach § 103 SGB V Zulassungsbeschränkungen anzu-
ordnen. 

Krankenkassen dürfen nach § 107 SGB V Krankenhausbehandlung nur durch 
zugelassene Krankenhäuser erbringen lassen, die nach den landesrechtlichen Vor-
schriften als Hochschulklinik anerkannt sind, als Plankrankenhäuser in den Kran-
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kenhausplan eines Landes aufgenommen sind und einen Versorgungsvertrag mit 
den Landesverbänden der Krankenkassen und den Verbänden der Ersatzkassen 
abgeschlossen haben. 

Im Krankenhaus erbrachte Ambulante ärztliche Leistungen werden gemäß 
§ 120 SGB V nach den für Vertragsärzte geltenden Grundsätzen aus der vertragsärzt-
lichen Gesamtvergütung vergütet. 

Belegärzte sind nach § 121 SGB V nicht am Krankenhaus angestellte Vertrags-
ärzte, die berechtigt sind, ihre Belegpatienten im Krankenhaus unter Inanspruch-
nahme der hierfür bereitgestellten Dienste, Einrichtungen und Mittel vollstationär 
oder teilstationär zu behandeln, ohne hierfür vom Krankenhaus eine Vergütung zu 
erhalten. 

Heilmittel, die als Dienstleistungen abgegeben werden, insbesondere Leistun-
gen der physikalischen Therapie, der Sprachtherapie oder der Ergotherapie, dürfen 
nach § 124 SGB V an Versicherte nur von zugelassenen Leistungserbringern abgege-
ben werden. 

Apotheken sind nach § 129 SGB V bei der Abgabe verordneter Arzneimittel an 
Versicherte verpflichtet zur Abgabe eines preisgünstigen Arzneimittels in den Fäl-
len, in denen der verordnende Arzt ein Arzneimittel nur unter seiner Wirkstoffbe-
zeichnung verordnet oder die Ersetzung des Arzneimittels durch ein wirkstoffglei-
ches Arzneimittel nicht ausgeschlossen hat. 

Zu den weiteren Leistungserbringern zählen insbesondere die Versorgung mit 
– Haushaltshilfen (§ 132 SGB V), 
– häuslicher Krankenpflege (§ 132a SGB V), 
– Soziotherapie (§ 132b SGB V), 
– sozialmedizinischen Nachsorgemaßnahmen (§ 132c SGB V), 
– spezialisierte ambulante Palliativmaßnahmen (§ 132d SGB V), 
– Schutzimpfungen (§ 132e SGB V), 
– Krankentransportleistungen (§ 133 SGB V), 
– Hebammenhilfe (§ 134a SGB V) 
– integrierten Maßnahmen (§ 140 SGB V). 

 
Die Leistungserbringer sind nach § 135a SGB V zur Sicherung und Weiterentwick-
lung der Qualität der von ihnen erbrachten Leistungen verpflichtet. Die Leistungen 
müssen dem jeweiligen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse entsprechen und 
in der fachlich gebotenen Qualität erbracht werden. 

Im Rahmen der Patientenbeteiligung sind die für die Wahrnehmung der Inte-
ressen der Patientinnen und Patienten und der Selbsthilfe chronisch kranker und 
behinderter Menschen maßgeblichen Organisationen nach § 140 f SGB V in Fragen, 
die die Versorgung betreffen, zu beteiligen. 

Zu den Meldepflichten des Arbeitgebers zählt unter anderem, die versiche-
rungspflichtig Beschäftigten nach § 198 SGB V an die zuständige Krankenkasse zu 
melden. 
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Die Krankenkassen sind in den gesetzlich bestimmten Fällen oder wenn es nach 
Art, Schwere, Dauer oder Häufigkeit der Erkrankung oder nach dem Krankheitsver-
lauf erforderlich ist, verpflichtet, nach § 275 SGB V eine gutachtliche Stellungnahme 
des Medizinischen Dienstes (MD) der Krankenversicherung einzuholen. Er wird 
nach § 278 SGB V in jedem Land als eine von den Krankenkassen gemeinsam getra-
gene Arbeitsgemeinschaft errichtet. 

 
 

1.2.4 Versicherungs- und Leistungsdaten 
 

Die Krankenkassen dürfen Sozialdaten für Zwecke der Krankenversicherung nach 
Maßgabe des 284 SGB V nur erheben und speichern, soweit diese für die dort ge-
nannten Zwecke erforderlich ist. 

Sie dürfen Einzelangaben über die persönlichen und sachlichen Verhält- 
nisse der Ärzte nach § 285 SGB V nur erheben und speichern, soweit dies zur  
Führung des Arztregisters, zur Sicherstellung und Vergütung der vertragsärzt- 
lichen Versorgung einschließlich der Überprüfung der Zulässigkeit und Richtig- 
keit der Abrechnung, zur Vergütung der ambulanten Krankenhausleistungen  
und belegärztlichen Leistungen und zur Erfüllung anderer Aufgaben erforderlich 
ist. 

Die Krankenkassen und die Kassenärztlichen Vereinigungen müssen nach § 286 
SGB V einmal jährlich eine Datenübersicht über die Art der von ihnen oder in ih-
rem Auftrag gespeicherten Sozialdaten erstellen und diese Übersicht der zuständi-
gen Aufsichtsbehörde vorlegen. 

Die Krankenkasse hat nach § 288 SGB V ein Versichertenverzeichnis zu füh-
ren, das alle Angaben zu enthalten hat, die unter anderem zur Feststellung der Ver-
sicherungspflicht oder -berechtigung sowie zur Bemessung und Einziehung der Bei-
träge notwendig sind. 

Sie verwendet nach § 290 SGB V für jeden Versicherten eine Krankenversicher-
tennummer, die aus einem unveränderbaren Teil zur Identifikation des Versicher-
ten und einem veränderbaren Teil, der bundeseinheitliche Angaben zur Kassenzu-
gehörigkeit enthält, besteht. 

Die Krankenkasse stellt nach § 291 f SGB V für jeden Versicherten eine Kran-
kenversichertenkarte aus und erweitert sie zur Verbesserung von Wirtschaftlich-
keit, Qualität und Transparenz der Behandlung zu einer Elektronischen Gesund-
heitskarte. 

 
Beispielsweise muss die Gesundheitskarte nach § 291a SGB V geeignet sein, das Erheben, Verar-
beiten und Nutzen von medizinischen Daten, soweit sie für die Notfallversorgung erforderlich 
sind, Befunden, Diagnosen, Therapieempfehlungen sowie Behandlungsberichten in elektronischer 
und maschinell verwertbarer Form für eine einrichtungsübergreifende, fallbezogene Kooperation 
(elektronischer Arztbrief), Daten über Befunde, Diagnosen, Therapiemaßnahmen, Behandlungs-
berichte sowie Impfungen für eine fall- und einrichtungsübergreifende Dokumentation über den 
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Patienten (elektronische Patientenakte), Erklärungen der Versicherten zur Organ- und Gewebe-
spende und anderes mehr zu unterstützen. 
 

Nach § 294 SGB V sind die an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden  
Ärzte und die übrigen Leistungserbringer verpflichtet, die für die Erfüllung der Auf-
gaben der Krankenkassen sowie der Kassenärztlichen Vereinigungen notwendigen 
Angaben, die aus der Erbringung, der Verordnung sowie der Abgabe von Versiche-
rungsleistungen entstehen, aufzuzeichnen und den Krankenkassen, den Kassen-
ärztlichen Vereinigungen oder den mit der Datenverarbeitung beauftragten Stellen 
mitzuteilen. 

Zur Abrechnung ärztlicher Leistungen sind nach § 295 SGB V die an der ver-
tragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Ärzte und Einrichtungen verpflichtet, 
unter anderem in dem Abschnitt der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung, den die 
Krankenkasse erhält, die Diagnosen, in den Abrechnungsunterlagen für die ver-
tragsärztlichen Leistungen die von ihnen erbrachten Leistungen einschließlich des 
Tages der Behandlung, bei ärztlicher Behandlung mit Diagnosen, bei zahnärztlicher 
Behandlung mit Zahnbezug und Befunden, in den Abrechnungsunterlagen sowie 
auf den Vordrucken für die vertragsärztliche Versorgung ihre Arztnummer, in 
Überweisungsfällen die Arztnummer des überweisenden Arztes maschinenlesbar 
aufzuzeichnen und zu übermitteln. 

 
Beispielsweise sind nach § 301 SGB V die zugelassenen Krankenhäuser verpflichtet, den Kranken-
kassen bei Krankenhausbehandlung den Tag, die Uhrzeit und den Grund der Aufnahme sowie die 
Einweisungsdiagnose, die Aufnahmediagnose, bei einer Änderung der Aufnahmediagnose die 
nachfolgenden Diagnosen, die voraussichtliche Dauer der Krankenhausbehandlung sowie, falls 
diese überschritten wird, auf Verlangen der Krankenkasse die medizinische Begründung, bei 
Kleinkindern bis zu einem Jahr das Aufnahmegewicht, Datum und Art der im jeweiligen Kranken-
haus durchgeführten Operationen und sonstigen Prozeduren, den Tag, die Uhrzeit und den Grund 
der Entlassung oder der Verlegung, bei externer Verlegung das Institutionskennzeichen der auf-
nehmenden Institution, bei Entlassung oder Verlegung die für die Krankenhausbehandlung maß-
gebliche Hauptdiagnose und die Nebendiagnosen, und anderes mehr im Wege elektronischer Da-
tenübertragung oder maschinell verwertbar auf Datenträgern zu übermitteln. 
 

Die Krankenkassen unterrichten nach § 305 SGB V die Versicherten im Rahmen ih-
res Auskunftsrechts auf deren Antrag über die in einem Zeitraum von mindestens 
18 Monaten vor Antragstellung in Anspruch genommenen Leistungen und deren 
Kosten. 
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1.3 Sozialgesetzbuch (SGB) – Elftes Buch (XI):  
Soziale Pflegeversicherung 

1.3 Sozialgesetzbuch (SGB) – Elftes Buch (XI): Soziale Pflegeversicherung 
1.3.1 Übersicht über die Regelungen des SGB XI 

 
Nach § 1 Sozialgesetzbuch (SGB) – Elftes Buch (XI) über die Soziale Pflegeversiche-
rung (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl I S. 1014, 1015), zuletzt durch 
Artikel 2 Absatz 14 des Gesetzes vom 8. April 2013 (BGBl I S. 730) geändert, hat die 
Soziale Pflegeversicherung die Aufgabe, Pflegebedürftigen Hilfe zu leisten, die we-
gen der Schwere der Pflegebedürftigkeit auf solidarische Unterstützung angewiesen 
sind. Dazu enthält das SGB XI Regelungen über den versicherten Personenkreis, die 
Pflegeversicherungsleistungen, die Pflegekassen, die Leistungserbringer, die Pfle-
gevergütung, die private Pflegeversicherung, die Qualitätssicherung in der Pflege 
und anderes mehr. 

 
Beispiel: Von den Landesverbänden der Pflegekassen bestellte Sachverständige führen in einer 
stationären Pflegeeinrichtung eine unangemeldete Qualitätsprüfung durch. Sie sind nach § 114a 
SGB XI im Rahmen ihres Prüfauftrags dazu berechtigt.  
 

Tabelle 3 gibt einen Überblick über die Inhalte des SGB XI. 
 
 

Tab. 3: Sozialgesetzbuch (SGB) – Elftes Buch (XI):  
Soziale Pflegeversicherung 

 
Kapitel Abschnitt Titel Inhalt 

1 Allgemeine Vorschriften 

2 Leistungsberechtigter Personenkreis 

3 Versicherungspflichtiger Personenkreis 

Leistungen der Pflegeversicherung 

1 Übersicht über die Leistungen 

2 Gemeinsame Vorschriften 

Leistungen 

1 Leistungen bei häuslicher Pflege 

2 Teilstationäre Pflege und Kurzzeitpflege 

3 Vollstationäre Pflege 

3 

4 Pflege in vollstationären Einrichtungen der Hilfe für  
behinderte Menschen 

4 

4 Leistungen für Pflegepersonen  


